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DIE DURCHFÜHRUNG VON STADTERWEITERUNGEN 
MIT BESONDERER BERÜCKSICHTIGUNG DER 
EIGENTUMSVERHÄLTNISSE 

VON ®r. 3ng. J. STUBBEN 



Die Durchführung von Stadterweiterungen mit besonderer 
Berücksichtigung der Eigentumsverhältnisse. 



Von 

J. Stubben. 



Bei der von mir zu besprechenden Durchführung d©r Stadterweiterung 
mit besonderer Rücksicht auf die Eigentumsverhältnisse setze ich voraus, 
daß ein f örmUch festgesetzter Fluchtlinienplan mit allem Zubehör an Ent- 
würfen für die Kanalisation und andere Leitungsnetze, für Platzanlagen 
und gärtnerische Anlagen vorhanden ist und daß es sich um dessen Ver- 
wirklichung handelt. Unter VerwirkUchung verstehe ich, daß die geplanten 
Straßen, Plätze und öfifentlichen Anlagen für Verkehr und Anbau her- 
gestellt und daß die zu ihren Seiten liegenden Grundstücke der Bebauung 
zugeführt werden. Ich habe dabei einen bestimmten Abschnitt der Stadt- 
erweiterung im Auge, der im Zusammenhang aufgeschlossen werden soll. 

BezügUch des Eigentums in diesem Abschnitte haben wir drei Fälle 
zu unterscheiden. 1. Gemeindeeigentum. 2. Das Eigentum ist einheitlich 
in einer andern Hand: in der Hand des Staates, einer andern Körper- 
schaft, einer Gesellschaft oder einer Einzelperson. 3. Das Eigentum ist 
unter eine Anzahl von Besitzern verteilt. 

I. Ist die Gemeinde Eigentümerin des a'ufzuschließenden 
Geländes, so ist die Durchführung der Stadterweiterung eine rein tech- 
nische und finanzielle Aufgabe, in der Regel ohne besondere Schwierig- 
keiten. Es ist nur für die richtige Folge und die einheitliche Leitung der 
Arbeiten Sorge zu tragen. Die Kanalisation, die Einebnung, die Wasser- 
versorgung, das Gasrohrnetz und sonstige Leitungen, Bordschwellen, Baum- 
reihen, vorläufiges Fahrbahnpflaster, gärtnerische Anlagen, die Haus- 
anschlußleitungen, endgültige Fahrbahndecken und Bürgersteigbefestigung 
folgen in dieser Reihe aufeinander. Man fängt unten an und hört oben 
auf. So selbstverständlich das klingt, so war die Zuwiderhandlung früher 
die Regel. Noch heute sind die Verstöße, namentlich bei unseren west- 
lichen Nachbarn, häufig, obwohl man gerade dort für den Städtebau das 
Wort geprägt hat: II faut commencer par le commencement. 

Ist der Straßenbau bis zur Fertigstellung des vorläufigen Fahrbahn- 
pflasters gediehen, so kann der Anbau beginnen. Und die Gemeinde hat, 
da sie die Eigentümerin des Geländes ist, es in der Hand, wann und in 
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welchem Umfange sie Bauland zum Zwecke der Bebauung verkaufen, ver- 
erbpachten oder für eigene Bechnung bebauen will. Sie wird sich richten 
nach dem Bedürfnisse und kann in der Art der Verwertung des Landes 
die verschiedensten finanzpolitischen und sozialpolitischen Wege einschlagen. 
Dies zu besprechen ist hier nicht meine Absicht, wie ich auch von eigent- 
Uchen Industrieviertehi absehen möchte, viehnehr nur die Schaffung von 
Wohnvierteln im Auge habe. 

II. Ist das Eigentum zwar einheitlich, aber nicht der Gemeinde, 
sondern dem Staate, einer anderen Korporation, einer Gesell- 
schaft oder einer Privatperson zugehörig, so ist weder die Gemeinde 
noch der Eigentümer in der Durchführung der Stadterweiterung selbständig, 
sondern es bedarf der Übereinstimmung beider. Je nachdem die Aus- 
führung mehr aus öffentlichem Interesse von selten der Gemeinde, oder 
aber mehr aus Erwerbsrücksichten von selten des Eigentümers angestrebt 
wird, können sich die Verhältnisse sehr verschieden entwickeln. Die 
glücklichste Lage ist die, daß beide Parteien die Ausführung wünschen 
und daß diese sowohl dem öffentlichen Interesse entspricht, als das Privat- 
interesse befriedigt. Am schwierigsten ist die Aufgabe, wenn die eine 
Partei will, die andere aber widerstrebt. 

Stimmen beide Parteien in ihren Absichten überein, so wird es nach 
einigen Verhandlungen, in welchen jede Seite ihren Vorteil zu wahren 
sucht, zu einem Vertrage kommen. Das Straßen- und Platzland wird der 
Gemeinde unentgeltlich übereignet, die Straßenbauarbeiten werden nach 
bestimmter Vereinbarung entweder von der Gemeinde für eigene Eech- 
nung ausgeführt, während ihr die Kosten in Fristen von dem Eigentümer 
oder seinem Rechtsnachfolger erstattet werden; oder der Eigentümer führt 
selbst die Straßenbauarbeit für seine Rechnung aus und über die Abnahme 
der Straßen und Plätze seitens der Gemeinde in Eigentum und Unter- 
haltung werden vertragliche Regeln aufgestellt. Natürlich gibt es noch 
zahlreiche Arten der Arbeits- und Kostenverteilung, auf welche einzugehen 
hier zu weit führen würde. Insbesondere werden die Kanalisation und die 
Rohrleitungsnetze fast immer von der Gemeinde ausgeführt und vom Eigen- 
tümer, sei es gemäß Abmachung, sei es auf Grund von Einheitssätzen, 
nach dem laufenden Meter erstattet. — Ist der Straßenbau entsprechend 
fortgeschritten, so liegt es dem Eigentümer ob, die Gelände durch Ver- 
äußerung oder eigene Bebauung ihren Zwecken zuzuführen, eine Aufgabe, 
die ohne Mitwirkung der Gemeinden dem Eigentümer überlassen zu werden 
pflegt in der Annahme, daß die baldige und zweckmäßige Erledigung ja 
in seinem eigensten Interesse liegt. 

Es macht nach Lage der Gesetzgebung keinen Unterschied, ob der 
Gemeinde etwa eine bloße Erwerbsgesellschaft oder der Staat selbst gegen- 
übersteht, wie letzteres ja bei früheren Festungswerken, bei forstfiskalischem 
Besitz und in anderen Fällen oft vorkommt. Das Gesetz kennt nur die 
Gemeinde und den Unternehmer und legt die Rechtshoheit fast ausschließ- 
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lieh in die Hand der Gemeinde, wennschon unter einer gewissen Aufsicht 
der zuständigen y nicht die fiskalischen Eigentumsinteressen vertretenden 
Staatsbehörden. 

Betrachten wir unter diesem Gesichtspunkte den Fall, daß der Eigen- 
tümer die Ausführung des Stadterweiterungsplans will, die Gemeinde aber 
ihre Mitwirkung versagt oder an unerfüllbare Bedingungen knüpft, so 
ergibt sich in der Regel die Ohnmacht des Grundbesitzers, selbst dann, 
wenn dies der Staat selbst ist. Denn wenn der Grundbesitzer auch 
manche Arbeiten zur guten Herstellung der Straßen ohne die Gemeinde 
ausführen kann, an das städtische Kanalnetz anschließen oder die städti- 
schen Versorgungsnetze für Wasser und Licht auf seine Gelände ausdehnen 
kann er gegen den Willen der Gemeinde nicht. Und auch in bezug auf 
die Erlangung von Baukonsensen ist er zumeist auf den guten Willen der 
Gemeinde angewiesen, da die Baupolizei der Regel nach in der Hand der 
Gemeinde ist und unter Berücksichtigung von Gemeindeinteressen gehand- 
habt wird. Man wird zugestehen, daß es berechtigt sein kann, die 
Erweiterung der Stadt zu einem bestimmten Zeitpunkte oder an einer 
bestimmten Stelle für das Allgemeinwohl nachteilig zu halten, daß also die 
ablehnende Stellung der Gemeinde durchaus zu vertreten ist. Aber eines- 
teils ist eine Prüfung der Motive nicht wohl möglich und anderenteils gibt 
es auch kein wirksames Mittel gegen den Widerstand der Gemeinde, wenn 
dieser etwa hervorgehen sollte aus einseitigen Interessen der bekanntlich 
in Preußen gesetzlich die Mehrheit der Gemeindevertretung bildenden Haus- 
besitzer, die eine Ermäßigung der Mieten befürchten könnten. 

Andererseits ist auch die Gemeinde ziemlich ohnmächtig, wenn sie die 
Ausführung der Erweiterung will, der Grundbesitzer aber sich ablehnend 
verhält. Zwar hat die Gemeinde zwei bedeutsame Rechte: Sie kann das 
Eigentum an Straßen- und Platzflächen zwangsweise gegen Zahlung an 
sich nehmen, und sie kann die von ihr für den Straßenbau aufgewendeten 
Kosten in Form ortsstatutarischer Beiträge nachträglich, unter Umständen 
mit Zinsen, von den Anliegern sich erstatten lassen, sobald diese an die 
neuen Straßen bauen. Der Eintritt dieser Bedingung hängt aber vom 
Willen des Grundeigentümers ab; will dieser das Gelände nicht zum 
Zwecke der Bebauung hergeben, zieht er vielmehr vor, abzuwarten, wie 
es sowohl bei Spekulationsgesellschaften als bei Fideikommiß -Besitz oft 
vorkommt, so stellen die vielleicht sehr hohen Ausgaben der Gemeinde bis 
auf weiteres ein verlorenes Kapital dar. Wann und ob dieses jemals ganz, 
und zwar mit den Zinsen, in die Kasse der Gemeinde zurückfließt, das ist 
eine heikle Frage. Die Gemeinden aus dieser Lage zu befreien und sie auch 
gegen den Willen des Grundbesitzers zum Herrn der Stadterweiterung zu 
machen, das ist einer der Zwecke der Zonenenteignug, von welcher ich 
später reden werde. 

III. Weit schwieriger wird die Durchführung der Stadt- 
erweiterung, wenn das Eigentum des aufzuschließenden Geländes unter 
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mehrere oder viele Besitzer verteilt ist, ja, wenn vielleicht außerdem 
auch die Gemeindehoheit geteilt ist, indem das Gelände in verschie- 
denen Gemeindebezirken liegt. 

Beide Arten von Verteilung können regelmäßig oder unregelmäßig 
sein, d. h. es können die einzelnen Grundstücke so liegen und so gestaltet 
sein, daß sie von den neuen Straßenlinien unmittelbar in Abschnitte zer- 
legt werden, die als Bauplätze verwendbar oder in brauchbare Bauplätze 
zerlegbar sind; oder aber die Grundstücke liegen schiefwinklig und un- 
geregelt zu den Baulinien und ihre Gestalt ist so, daß sie nicht als Bau- 
plätze verwendbar oder zerlegbar sind. In ähnlicher Weise können die 
Gemeindegrenzen von dem Stadterweiterungsplane so geschnitten werden, 
daß entweder jede Gemeinde in ihren Maßnahmen annähernd selbständig 
oder aber daß sie auf die Mitwirkung einer Nachbargemeinde, selbst meh- 
rerer Nachbargemeinden, unbedingt angewiesen ist. 

^ A. Einzelgemeinde. 

a) Regelmäßige Grundstückslage. 

Im Falle der regelmäßigen Lage der einzelnen Grundstücke und 
der selbständigen Aktionsfreiheit einer Gemeinde sind die Schwierigkeiten 
für die Durchführung der Stadterweiterung an sich die nämlichen, wie sie 
vorhin beim einheitlichen Eigentum geschildert wurden mit dem Unter- 
schiede jedoch, daß nunmehr das Einvernehmen der Gemeinde mit allen 
Beteiligten erforderlich ist. Ist auf beiden Seiten der Wille der Ausführung 
vorhanden, so sind die Verhandlungen nach dem gleichen Ziele doch um so 
zeitraubender und um so vielgestaltiger, je größer die Zahl der Besitzer 
ist. Auf alle die Kosten nach gerechtem Maßstabe zu verteilen und bei 
verschiedenartiger Inanspruchnahme des Eigentums durch das herzugebende 
Straßenland einen gerechten Ausgleich zu finden, mit dem jeder der Be- 
troffenen zufrieden ist, das ist oft nicht leicht. Aber die Gemeinde kann 
sich schließlich dahin entscheiden, daß sie gegenüber einzelnen nicht 
zustimmenden Besitzern das vorhin erwähnte Verfahren der Enteignung 
des Straßenlandes und der ortsstatutarischen Belastung anwendet, da ja 
der Umfang und das Risiko des Unternehmens für sie eingeschränkt ist 
auf die Nichtmittuendep. Zuweilen auch übernehmen die willigen Besitzer 
gegenüber der Gemeinde in dem abzuschließenden Vertrage die Ausgaben 
und das Risiko in bezug auf die Nichtwilligen unter Vorbehalt späterer 
Rückdeckung. 

b) Unregelmäßige Grundstückslage. Umlegung. 

Sehr viel schwieriger ist das Problem bei unregelmäßiger Grund- 
stückslage. Der bloße Vertrag über die Hergabe und den gegenseitigen 
Ausgleich des Straßenlandes und über die Verteilung der Kosten genügt 
hier nicht. Es muß hinzutreten eine derartige gegenseitige Umlegung 
der Grenzen, daß jedes Grundstück als Bauplatz verwendbar oder in 



— 9 — 

Bauplätze zerlegbar wird. Die Umlegungsbestrebungen pflegen unter den 
Besitzern ihren Anfang zu nehmen alsbald nach Feststellung des Bebauungs- 
planes. An die Stelle der Umlegung tritt vielfach der Zusammenkauf. Aber 
selten gelingt es den Beteiligten, die Umgestaltung ihres Besitzes ohne 
viele Weiterungen unter sich zu erreichen. Sobald nun der Portschritt des 
Anbaues die unregelmäßige Grundstückslage erreicht hat und hier Halt 
macht, beginnen die amtlichen Verhandlungen, sei es auf Betreiben ein- 
zelner Grundbesitzer, sei es aus eigenem Entschluß der Gemeindeverwaltung. 
Die Gemeinde läßt einen Umlegungsplan ausarbeiten und den Beteiligten, 
deren Besitz nun in gute Gestalt mit rechtwinklig zur Fluchtlinie gerich- 
teten Grenzen gebracht werden soll, zur Prüfung und Genehmigung vor- 
legen. In der Mehrzahl der Fälle kommt jedes einzelne Grundstück in 
Mitleidenschaft. Es ist daher die Zustimmung aller erforderlich zur Ver- 
wirklichung des Planes. Aber, obschon allen zweifellos ein Vorteil 
erwächst, finden sich doch stets Widersprechende, welche meinen, ihr 
Nachbar fahre besser als sie, oder welche überhaupt durch Neinsagen 
größere Vorteile zu erringen hoffen, oder welche gar absichtlich die Um- 
legung vereiteln wollen, sei es aus Unverstand oder aus Eigennutz, z. B. 
um für hohen Preis ausgekauft zu werden, oder um den Fortschritt des 
Anbaues nach einer anderen Seite zu lenken, wo ihr Interesse größer ist. 
Dem ersten Umlegungspläne folgen dann der zweite und dritte. Schließ- 
lich gelingt es, die Einstimmigkeit unter Opfern der Gutwilligen oder der 
Gemeinde zu erzielen, oder aber die Sache wird wegen Aussichtslosigkeit 
bis auf weiteres liegen gelassen. Mir sind Fälle bekannt, bei denen es 
Verhandlungen von länger als einem Jahrzehnt gekostet hat, um schließ- 
lich eine nur halb und halb befriedigende Umlegung zu erzielen. — Nun, 
könnte man sagen, möge doch die Gemeinde die Grundbesitzer sich selbst 
überlassen und sich um ihre Sachen nicht weiter bekümmern. Das geschieht 
auch recht häufig. Aber immer geht das nicht. Wenn beispielsweise 
Verkehrslinien oder Entwässerungskanäle nötig sind, die die ungeregelte 
Besitzgruppe durchqueren, oder wenn jenseits dieser Gruppe bereits der 
Anbau Platz gegriffen hat, oder wenn eine offenkundige Wohnungsnot sich 
einstellt, was dann? Zwar kann die Gemeinde behufs Durchführung von 
Straßen und Kanälen im Notfalle das Straßenland enteignen. Aber Bau- 
plätze werden damit nicht gewonnen; und das ist doch der Endzweck der 
Stadterweiterung ! 

Abb. 1 u. 2^) mögen das Wesen der Umlegung veranschaulichen. Die 
Umlegung geschieht hier innerhalb der Grenzen eines Baublocks ; die wegen 
Kleinheit nicht bebauungsfähigen Grundstücksreste L, N, R und J werden 
den benachbarten Grundstücken einverleibt. Das Grundstück M ist mit 
nur vorübergehenden Baulichkeiten besetzt, sonst wäre die Umlegung nur 
mit großer Entschädigung ausführbar. 

^) Diese und die meisten folgenden Abbildungen sind dem Werke „Der Städtebau** 
von J. Stubben, Handbuch für Architektur, entnommen. 



— 10 — 



8 c c a. 8 8 a 



1-3« 




.•3t im 



s t £ & a 8 • 



19 10 



88 



17 



24 



20 



38 



16 



14 



12 



18 



17 



B 


H 


?.9 


VL*N 





P 


g * R 


& 




s 


T 


C 


£ 










TT 


r ♦ j 


c 



82 



Abb. 3 u. 4 zeigen 
die Umlegung derselben 
Grundstücksgruppe, aber 
mit Einschluß der halben 
Straßenbreite ringsum. 
Auch hier ist J einver- 
leibt, während N und R 
zur Bebauung groß genug 
sind. Als einzuverleiben- 
de Bestgrundstücke tre- 
ten D, A und V hinzu. 
Jedes Grundstück ver- 
liert behufs Freigabe der 
Straßenfiächen gleich- 
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Abb. 1 u. 2. Umlegung im Block. 



mäßig 
Größe. 

Man sollte glauben, 
jeder Besitzer müsse mit 
Vergnügen zu einer sol- 
chen Verbesserung seines 
Besitzes ja sagen. Aber 
das ist in Wirklichkeit keineswegs der Fall, wie ich schon erwähnte. Zu- 
weilen ist auch kein Verfügungsberechtigter für ein Grundstück vorhanden, 
wenn es sich etwa um einen Verschollenen, um einen gemeinsamen Be- 
sitz mit Teilhabern in Australien und Jamaika handelt, oder um strei- 
tende Erben u. dgl. Auch bedarf es ja zur grundbuchlichen Eigentums- 
änderung der Zustimmung der Hypothekenberechtigten, und dabei ergibt 
sich eine neue Möglichkeit von unübersehbaren Schwierigkeiten und Wider- 
ständen. 

Nun hat man versucht, die Umlegung als überhaupt entbehrlich, als 
vermeidbar zu bezeichnen, wenn nur die Linien des Bebauungsplanes die 
Eigentumsgrenzen gebührend berücksichtigen. Gewiß kann man durch 
das Anschmiegen der Straßenlage an die vorhandene Wege- und Grund- 
stückslage, wie sie auch in den Vorträgen von J. Brix und F. Genzmer 
mit Recht empfohlen wurde, manche Schwierigkeit umgehen oder mildern 
und manche Umlegung vermeiden.^) Das tut jeder, der einmal die Schmerzen 
der sogenannten freiwilligen Umlegung selber durchgemacht hat. Auch 
kann man mit Recht darauf verzichten, jede kleine Unregelmäßigkeit und 
Schwierigkeit beseitigen zu wollen, da oft gerade aus solchen Einflüssen 
eine schöne und malerische Bebauung ersteht. Ein Beispiel dieser Art 
zeigt unsere Abb. 5, Heinrichsallee in Aachen, selbst Abb. 6 offene Be- 



^) VergL J. Brix, Die Aufgaben des Städtebaues, und F. Genzmer, Die Kunst 
im Städtebau, Städtebauliche Vorträge, Bd. I, Heft 1. 




Abb. 3 u. 4. Umlegung bis zur StraBeamitte. 




Abb. 5. Gestaffelte Baolinie in der Abb. 6. Offene Bebauung ohne Umlegunfr 

HeinrichBallee zu Aachen. unregelmäßiger Grenzen. 
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bauung, obschon die Beibehaltung der ungeregelten Grenzen sich hier schon 
recht störend erweisen kann. Aber die Behauptung, die Umiegung sei 
bei geeigneter Straßenführung über- 
haupt zu entbehren, zeugt doch mehr 
von Herzensgüte, als von Erfahrung 
und praktischem Einblick. Denn der 
Entwerfer einer Stadterweiterung ist 
nicht unbedingter Herr über die 
Straßenrichtungen und Platzanlagen. 
Bahnhöfe, Brücken und andere Ver- 
kehrspunkte weisen ihm unerbittlich 
den Weg, und oft ist gerade die 
Berücksichtigung vorhandener Wege 
mit Umlegunga- Schwierigkeiten ver- 
bunden ! 




Abb. 7. Ungeregelte Gruadstückslage 
in vorhandeDer Landstraße. 



Abb. 8. Bebauung ungeregelter Grundstücke. 




Abb. 9. BebaniiDg ohne Säckeicht auf 
projektierte NachbaratraBen. 



Man nehme z. B. eine schief- 
winklige und durcheinander ge- 
würfelte Grundstückslage an vor- 
handener Landstraße, wie in Abb. 7. 
Hier sind keine neuen Straßenrich- 
tungen mehr zu erhnden. Es liegt 
aber auf der Hand, daß die Bebauung 
der langen Parzellen und der flachen 
Parzellen nicht möglich ist. Nicht 
immer ist der Fall so schlimm. Daß 
aber auch bei minder ungünstiger 
Grundstückslage eine bedauerliche Art 
von Bauwesen entstehen kann, möge 
Abb. 8 zeigen. 

Abb. 9 zeigt eine regelmäßige Be- 
bauung an einer vorhandenen Haupt- 
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Straße ohne Bücksichtnahme auf die projektierten Nachbarstraßen! Die 
Häßlichkeiten hätten vermieden werden können, wenn vor dem Beginn der 
Bebauung die Grenzen nach Maßgabe 
der Baufluchtlinien umgel^t worden 
wären. 

Auch gibt ee Grundstücksgruppen, 
die durch keinen irgendwie gearteten 
Bebauungsplan für die Bebauung 
brauchbar gemacht werden können. 
So stellt Abb. 10 eine bebauungsun- 
fähige Streifenlage dar, während die 
Gemengelage der Grundstücke in 
Abb. 11 kaum durch einen Bebauungs- 
plan so aufgeschlossen werden kann, 
daß bebauungsunfähige Grundstücke 
oder Grundstücksabschnitte vermieden 
werden. Incidit in Seyllam qui vult 
vitare Charybdim. 

Also die Umlegung ist eine not- ^bb. lO. Streifenlage. 

wendige Begleiterscheinung der Stadt- 
erweiterung im ungeregelten Gelände. Sie findet fast allerorts statt, frei- 
willig oder halbgezwungen oder zwangsweise. 




Abb, 11. Gemengelage. 

Die weiteren Abbildungen zeigen an einigen ausgeführten Beispielen 
von Umlegung den tatsächlichen Hergang. (Empfehlenswerte Vorbilder für 
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Bebauungspläne sollen durch diese Abbildungen selbstverständlich nicht 
gegeben werden.) 



Lüleck - Hamburger Eisenbahn 
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Abb. 12 u. 13. UmlegUDg in Hamburg. 

Abb. 12 u. 13. Hamburg, schiefe Lage zur vorhandenen Straße. 
Abb. 14 u. 15. Volksgartenviertel in Köln. 
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Abb. 14. Volksgartenviertel in Köln. 

Abb. 16 u. 17. Werderstraßenviertel Köln. Diese ümlegung ist nicht 
zu Stande gekommen; erst nach einem Kampf von zehn Jahren konnte 
die Bebauung stattfinden, nachdem wenige Besitzer alle anderen ausge- 
kauft hatten. 
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b. 16 u. 17. Werdeistraßenviertel in Eöla. 



Abb. 18 u. iö. Hannover, eine Umlegung auf Grund des ländlichen 
Verkoppelungsverfahrens bei Einstimmigkeit aller Beteiligten. 




Abb. 18 11. 19. Umlegung nach lüDdlicher Art. Hannover. 



Abb, 20 u. 21. Rixdorf, eine Umlegung nach demselben Verfahren für 
280 Grundstücke, die bis zu 400 m Länge und bis zu 8 m Breite besaßen. 
Auch ein Kirchbauplatz wurde einstimmig abgetreten. Die Kürzung jedes 
Grundstücks betrug 28*/„. 

Abb. 22 u. 23. Frankfurt a. M. 

¥ür Frankfurt a, M, ist ein besonderes Umlegungsgesetz erlassen worden 
wegen der dort besonders vorherrschenden Bedürfnisse, wie der Gesetz- 
geber es begründet hat, wegen der Einsicht und Rührigkeit des dortigen 
Oberbürgermeisters, wie der Kundige weiß. 

Auch in Hamburg, Baden, Sachsen ist der Gegenstand gesetzlich 
geordnet, ferner in der Schweiz. Aus letzterer zeigen die Abb. 24 u. 25 ein 
Züricher Beispiel, dort Quartierplanverfahren genannt. 

Es kann für den Sachverständigen keinem Zweifel unterliegen, daß die 
gesetzliche Ordnung des städtischen Umlegungsverfahrens ein weit ver- 
breitetes Bedürfnis und daß die Befriedigung dieses Bedürfnisses nur eine 
Frage der Zeit ist. Man wird dabei gewisse Erschwerungen für die An- 
wendung des gesetzlichen Zwanges, die im Frankfurter Gesetz enthalten 




Umlegung nach lÜDdlicher Art. Rixdorf. 



sind, beseitigen können, vielleicht überhaupt das Umlegeverfahren in die 
Hand der GeneralkomisBioaen legen, deren Eingreifen selbstredend erst er- 
folgen kann, nachdem die FeststeUung des Bebauungsplanes von selten 
der Gemeinde vorher stattgefunden hat. Zu diesem Ende sind die Er- 
fahrungen wertvoll, die in Frankfurt gemacht werden, und in diesem Sinne 
kann man es auch mit Freude begrüßen, daß die preußische Gesetzgebung 

StAdtcbauUob« VoibSga. Band I, Heft 6. 2 
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zunächst einen örtlichen Versuch in Frankfurt angestellt hat, bevor sie zur 
Regelung der Frage für die ganze Monarchie übergeht. 
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Abb. 24 11. 25. Umlegung in Zürich. 

Wir haben bisher von der Umlegung in unbebautem Gelände ge- 
sprochen. Denkbar ist auch eine Umlegung in bebautem Stadtbezirk, 
wenn die Verhältnisse die Niederlegung und Neuerrichtung eines ganzen 
Häuserkomplexes nötig machen, wie es bei groben gesundheitlichen Miß- 
ständen, bei Feuersbrünsten und andern Ereignissen vorkommt. So in 
Elberfeld, wo die Islandstraße unter beständigen Schäden des Hochwassers 
litt und die Hauseigentümer eine Genossenschaft bildeten, um gemeinsam 
mit Hilfe der Stadtgemeinde ihre Häuser niederzulegen, die Straße zu er- 

2* 
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höhen und zu verbreitern, die Grundstücke neu abzuteilen, die Hypotheken- 
verhältnisse zu regeln und die Häuser neu zu erbauen. Die Abb. 26 u. 27 
zeigen ein Bild dieser selten vorkommenden Art von ümlegung. ,,Die 




Abb. 26 u. 27. Islandstraße in Elberfeld. ümlegung im bebauten Gelände. 

vielen Schwierigkeiten, die hierbei zu überwinden gewesen sind, haben", 
so berichtet die Elberf eider Stadtverwaltung, „gezeigt, wie wünschenswert 
auch für Fälle dieser Art die gesetzliche Regelung eines geordneten und alle 
Verhältnisse berücksichtigenden Verfahrens ist." 



c) Zonenenteignung. 

Ich erwähnte schon die Verhältnisse, welche eintreten können, wenn 
die Gemeinde die Stadterweiterung durchführen will unter Inanspruchnahme 
des zusammenhängenden Grundbesitzes eines einzelnen Eigentümers. Ich 
sagte, daß die Gemeinde das Straßenland zwar enteignen kann, daß aber 
gegenüber der Weigerung des Eigentümers, seinen Besitz zur Bebauung 
herzugeben, die Gemeinde ohnmächtig ist. Die Erreichung des eigentlichen 
Zwecks der Stadterweiterung, Wohnungen zu schaffen, ist also von dem 
freien Willen des Grundbesitzers abhängig. Das tritt ebenso in Erscheinung, 
wenn mehrere oder viele Besitzer beteiligt sind, ist in diesem Falle aber 
in der Regel weniger empfindlich, weil unter den vielen immer einige sich 
befinden werden, die den Fortschritt des Anbaues begünstigen. 

Immerhin aber kann es auch in solchen Fällen bei Wohnungsnot 
wichtig sein, den Widerstand der an der Verzögerung interessierten Grund- 
besitzer zu brechen. Aus solcher Erwägung ging der Gesetzesvorschlag 
von Adickes aus dem Jahre 1896 hervor, der behufs Erleichterung der 
Stadterweiterung den Gemeinden nicht bloß das Zwangsrecht der Um- 
legung, sondern auch das Recht der Zonenenteignung verleihen wollten. 
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Unser Äbgeordnetenhans hat diesen GesetzesTorschlägen Boine Zuatimmnng 



Im Auslände besteht das Zonenenteignungsreoht in mancherlei Form, 
so besonders in Italien, in Holland und in Belgien. In Belgien bedarf es 
nur der Aufstellung eines Bebauungsplanes durch die Gemeinde und der Ge- 




Abb. 28 u. 29. Zoneueateignimg an der Porte de Flandre in Brüeael. 



nehmigung derselben durch den König, nm der Gemeinde das Recht zu 
verschaffen, alles in den Umfang des Bebauungsplanes fallende I^nd zu 
enteignen, nach Herstellung des Straßennetzes und dessen Zubehörs neu 
aufzuteilen und für die Bebauung bestens zu veräußern. Nur diejenigen 
Grundeigentümer entgehen der Enteignung, die sich verpflichten, selbst 
das von der Gemeinde beschlossene Unternehmen durchzuführen und ihr 
Land zur Bebauung herzugeben. Die belgischen Städte haben dieses Zonen- 
enteignungsrecht in vielen Fällen mit gutem Frfolg angewandt, sowohl im 
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nnbebauten Außengelände, als in bebauten Stadtteilen, deren Umgestaltung 

au8 gesundheitlichen und verkehrliehen Gründen für notwendig gehalten wurde. 

Abb. 28 u. 29, Porte de Flandre in BrÜBset. Die enteigneten Grund- 

atücke sind in Abb. 28 schraffiert, in Abb. 29 neu zur Bebauui^ eingeteilt. 



Abb. 30. Zonenenteignung an der Moutagne de la Cour in Brüssel. 

Abb. 30. Montagne de la Cour in Brüssel. Die aus den stärkeren 
Umfangslinien im allgemeinen ersichtliche Enteignung dient zugleich zur 
Beschaffung des Bauplatzes für eine Zentralhalteatelle der Stadtbahn. 

Aus Ungarn zeigt ein Beispiel, die Abb. 3!, welche die Umgestaltung 
des alten Stadtteils am Zugang zur neuen Schwurplatzbrücke darstellt. 
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Abb. 31. Zoneaenteignuiig ao der Scbwiu^latzbiücke in Peat. 



Abb. 32. Zoncnenteigniing am HolbornTJadukt in London. 

Aus England: Abb. 32, Holborn viadukt in London. Die Enteignung 
der schraffierten Flächen diente zur Anlage des bekannten Holbomviadukts 
und der benachbarten neuen Straßen. 

Aus Italien: Abb. 33 u. 34, der unter dem Namen Risanamento del 
centro bekannte Umbau der Stadtmitte. Die schwarzen Gebäude wurden 
aus kunsthistorischen Gründen erhalten; fast alle andern Flächen nördlich 
der Via Porta Bossa in Abb. 33 wurden enteignet. Leider hat die Neu- 
gestaltung nach einem wenig empfehlenswerten, geometrischen Plane statt- 
gefunden (Abb. 34). 

Abb. 35, Neapel. Umbau der Altstadt nach der Cholera von 1884. 

Abb. 36 zeigt ein Beispiel aus der Schweiz, die Umgestaltung des sog. 
Zähringer Viertels in Zürich. 

Abb. 37 veranschaulicht die sog. Sanierung der südlichen „Neustadt" 
in Hamburg, links die bereits durchgeführte Neugestaltung, rechts die 
Zonenenteignung, die sich hier wie in den vorigen Abbildungen auf die 
schraffiierten Flächen erstreckt. 

Auch in den letztgenannten Fällen wäre eine mehr künstlerische Ge- 
staltung der neuen Stadtanlage wohl erwünscht und möglich gewesen; 



dann hätte die Zonenenteignung nicht bloß für Verkehr und Gesundheit, 
sondern auch in äathetisoher Beziehung gute Früchte getragen. 

Die künstlerische Seite soll voll zur Berücksichtigung gelangen bei 
der geplanten, in Abb. 38 annähernd dargestellten Umgestaltung eines 



Abb. 33. ZoDenenteigDung in der Altstadt voa Florenz 
{Bieanamento del centro). 

alten Stadtteils in Stuttgart, deren Durchführung bei Fehlen eines Zonen- 
enteignungsgesetzes hoffentlich durch freihändigen Ankauf ganzer Grund- 
stücke und Enteignung zukünftigen Straßenlandes ermöglicht werden wird. 
Ist die Umlegung das Mittel, brauchbare Baustellen zu schaffen, 
so erfüllt die Zoncnenteignung (welche die Umlegung selbstredend ent- 
behrlich macht) auch den weiteren und eigentlichen Zweck der Stadt- 
erweiterung, die Baustellen der Bebauung wirklich zuzuführen. 
Beides haben wir betrachtet unter der Voraussetzung, daß das zu bebauende 
Grelände in einer und derselben Gemeinde liegt, daß es also eine Gemeinde- 






drei und vier Gemeinden an dem Aufschlüsse eines Bezirks beteiligt sind. 
iBt die Begrenzung der Gemeinden eine regelmäßige und konnte diese 
im Bebauungsplan voll berücksichtigt werden, so wird es den Gemeinden 
in der Regel nach einigen Verhandlungen gelingen, ihre Nachbarbeziehungen 
zur gegenseitigen Befriedigung zu regeln. Die Durchführung der Haupt- 
straßen, die Anlage und Unterhaltung von Grenzstraßen, die Entwässerungs- 

x/ \ 



Abb. 38. UmgeBtaltung eines alten Stadtteiles in Stuttgart. 

fragen und andere Punkte gelangen dabei zur Erledigui^. Aber häufiger 
noch liegen die Gemeind^frenzen im Gemenge und die Interessen der 
verschiedenen Gemeinden stehen nicht miteinander in Übereinstimmung. 
Was dannt Über den Gemeinden steht zwar der Staat. Aber der Preußische 
Staat hat sich durch seine Gesetzgebung der positiven Mitwirkung oder 
Leitui^ in den Angelegenheiten der Stadterweiterung fast ganz begeben. 
Die Lösung der Schwierigkeiten in den angedeuteten Fällen ist deshalb 
eine kaum besiegbare Aufgabe, eine Sisyphusarbeit, die nicht selten Jahr- 
zehnte erfordert, bis eine halbe Lösung zustande kommt. 
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In Belgien hat der Staat sich nicht des in schwierigen Fällen ihm 
zukommenden Einflusses entschlagen. 

So wird gegenwärtig eine Stadterweiterung in Antwerpen vorbereitet, 
die zwischen der fortfallenden Stadtumwallung und der neuen ,,Enceinte 
de suret6" eine Landzone von ungefähr 7000 ha umfaßt und sich auf 13 
Gemeinden verteilt. Darunter befindet sich die mächtige Stadt Antwerpen 
selbst; und es läge nahe, die Außengemeinden, die meist von sehr länd- 
licher Art sind, in Antwerpen einzuverleiben, um so eine kraftvolle Kor- 
poration zu schaflfen für die Lösung der gewaltigen Aufgabe, Daß die 
zersplitterten Landgemeinden dazu nicht imstande sind, bedarf keiner Be- 
tonung. Aber die bei uns beliebte und meist mit gutem Erfolg an- 
gewandte Eingemeindung ist in Belgien nach Herkommen und Gesetzgebung 
kaum oder überhaupt nicht zu erreichen. Auch stehen, wie anderwärts, 
politische Bedenken der Gemeindevereinigung entgegen. Deshalb hat dort 
der Staat selbst die Sache in die Hand genommen. Der König hat eine 
gemischte staatliche und interkommunale Kommission ernannt, an deren 
Spitze der Minister der öffentlichen Arbeiten in Person getreten ist. Der 
Staat setzt unter Mitwirkung dieser Kommission die Grundzüge der Stadt- 
erweiterung fest und beabsichtigt auch die grundlegenden Arbeiten zur 
Schaffung der Hauptverkehrsstraßen, der Parkanlagen, der Eisenbahnen, 
der Entwässerung usw. unter Kostenbeteiligung der Gemeinden durch- 
zuführen. Die Entwürfe und Ausführungsarbeiten im einzelnen werden 
den Gemeinde überlassen, denen ja, wie ich schon erwähnte, für den Not- 
fall, das Becht der Enteignung und Zonenenteignung zur Verfügung steht. 

Es ist hier nicht tunlich, auf die Durchführung einer großen über 
zahlreiche Gemeinden sich erstreckenden Stadterweiterung, wie sie jetzt 
in Antwerpen bevorsteht und wie sie ja auch unter dem Stichwort Groß- 
Berlin gedacht ist, näher einzugehen. Ich wollte aber zum Schlüsse meines 
Vortrages, in welchem ich versucht habe, die Durchführung einer Stadt- 
erweiterung von den einfachen bis zu den verwickelten Formen kurz zu 
beleuchten, nicht unterlassen haben, auch diese allerverwickeltste Form zu 
erwähnen und auf die überaus großen Schwierigkeiten hinzuweisen, die 
dem Werke durch die Zersplitterung der Gemeindebezirke sich entgegen- 
stellen können. 

Was der selige Vitruv von der Baukunst im allgemeinen sagte: ,,Archi- 
tectura est scientia pluribus disciplinis et. variis eruditionibus ornata," das 
gilt in hervorragender Weise vom Städtebau. Mögen das namentlich die- 
jenigen beherzigen, die in den Bebauungsplänen etwa nur ein interessantes 
Linienspiel erkennen, und nicht minder diejenigen, die zur Leitung von 
Stadterweiterungsangelegenheiten selbst berufen sind. 



Druck Ton Oscar Brandatetter in Leipdg. 
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Abb. 34. Zoueaenteigniuig in der Altstadt vod Florenz 
(RiBanamento del ceotro). 



Abb. 36. Zonenenteignung in Neapel. 

Verwaltung in der Hand hat, die sämtliche Erfordernisse für die Durch- 
führung des Bebauungsplanes : Flnohtlinienfestsetzung, Enteignung, StraQen- 

Städtebanlich« TorttfifK- Band I, Bett e. 2a 
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Abb. 36. Zonenenteignung im Zähringerviertd in Znrioh. 



Abb. 37 ZoneneuteignTing in Hamburg (Sanierung der BÜdJicheu Neustadt), 
anläge, Umlegung und Überleitung des Landes an die Baulustigen zu 
verwirklichen oder zu vermitteln. 

B. Hehrere Gemeinden. 

Wie aber> wenn das Land in verschiedene Gemeindebezirke 
verteilt liegt? Dieser Fall ist nicht etwa selten. Man betrachte nur 
eine Karte der Umgebung von Berlin, und man wird finden, wie oft zwei. 
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